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1	 Ganz isoliert betrachtet 
ist der Mensch mit Blick 
auf seine chemische 
Zusammensetzung 
wahrscheinlich nur we­
nige Euro wert. In che­
mischer Hinsicht besteht 
der menschliche Körper 
aus rund 66 % Wasser, 
20 % Kohlenstoff, 6 % 
Sauerstoff, 2 % Stick­
stoff und 4 % Aschenbe­
standteilen. Der Wert 
dieser Rohstoffe liegt 
bei ungefähr 10 Euro. 
Gleichwohl bestimmt 
sich der „Wert eines 
Menschen“ aus weit 
darüber hinaus gehen­
den Elementen.

2	  Detaillierte Hinweise 
zur Methode des Zen­
sus: Zensus 2011. Me­
thoden und Verfahren. 
Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder. 
Wiesbaden 2015.

Jenseits von ethischen oder ökonomischen 
Grundsatzfragen kommt der „Wert eines 
Menschen“1 in die Diskussion, wenn es in der 
praktischen kommunalen Finanzpolitik darum 
geht, Kriterien für gesetzlich vorgeschriebene 
Ausgleichsmechanismen zwischen den kom-
munalen Ebenen anzuwenden. Welchen finan-
ziellen Wert besitzt ein Einwohner für seine 
Wohngemeinde? Diese Frage stellt sich insbe-
sondere den Kommunalverwaltungen, nach-
dem die Ergebnisse des Zensus 2011 bekannt 
sind und in vielen Gemeinden ein Einwohner-
zahlrückgang zu verzeichnen ist. Die Gemein-
den sind nun voller Sorge, durch den Rück-
gang der Einwohnerzahlen pro Einwohner jähr- 
lich 1 000 bis 2 000 Euro weniger Zuweisungen 
aus dem kommunalen Finanzausgleich zu er-
halten. Wie sind die finanziellen Auswirkungen 
im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
durch die Einwohnerzahländerung durch den 
Zensus 2011 für die Gemeinden wirklich?

Zensus 2011

Durch eine Volkszählung wird die amtliche Ein­
wohnerzahl einer Gemeinde festgestellt. Die so 

ermittelten Einwohnerzahlen dienen als Grund­
lage für die monatliche Fortschreibung des Be­
völkerungsstandes. Aktuell bilden die zum Stich­
tag 9. Mai 2011 ermittelten und im Jahr 2013 
veröffentlichten Einwohnerzahlen des Zensus 
2011 die Basis für die Bevölkerungsfortschrei­
bung. Methodisch unterscheidet sich der Zensus 
2011 grundlegend von der vorherigen Volkszäh­
lung aus dem Jahr 1987. Denn anders als beim 
Zensus 2011 wurden damals alle Haushalte be­
fragt. Statt einer solchen „traditionellen“ Voll­
erhebung, war der Zensus 2011 ein registerge­
stützter Zensus. Das heißt, es wurden die 
vorhandenen Daten aus Verwaltungsregistern 
zur Feststellung der Einwohnerzahlen genutzt. 
Um dennoch mögliche Unter- und Übererfas­
sungen in den Melderegistern ermitteln und 
statistisch korrigieren zu können, wurde in Ge­
meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern eine 
Haushaltebefragung auf  Stichprobenbasis durch­
geführt. In Gemeinden unter 10 000 Einwohnern 
fand die Bereinigung über die sogenannte Be­
fragung zur Klärung von Unstimmigkeiten statt.2 

In Baden-Württemberg wurden durch den Zen­
sus 2011 durchschnittlich 2,54 % weniger Ein­
wohner gezählt als durch die Bevölkerungsfort­
schreibung auf Basis der Volkszählung von 1987 
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zum gleichen Zeitpunkt ermittelt (Schaubild). 
Die amtliche Einwohnerzahl dient unter ande­
rem als Bemessungsgrundlage für den kom­
munalen Finanzausgleich. Daher gehen viele 
Gemeinden davon aus, durch den Einwohner­
zahlrückgang weniger Geld aus dem kommu­
nalen Finanzausgleich zu erhalten (Tabelle 1). 
Gegen den Zensus 2011 haben 144 Gemeinden 
in Baden-Württemberg ein Klageverfahren an­
gestrengt, in sechs Fällen werden Musterklagen 
durchgeführt.

Die Einwohnerzahl als Bemessungsgrundlage 
im kommunalen Finanzausgleich

Der kommunale Finanzausgleich verfolgt das 
Ziel, durch Zuweisungen vom Land den Gemein­
den zusätzliche Einnahmen zu verschaffen und 
gleichzeitig übermäßige Finanzkraftunterschiede 
zwischen den einzelnen Gemeinden auszuglei­
chen. Dadurch soll die finanzielle Situation der 
Gemeinden an deren Aufgabenbelastung ange­
passt werden. Die Einwohnerzahl ist die meist 
verwendete und zugleich wichtigste Bemessungs­
grundlage im kommunalen Finanzausgleich. Die 
Höhe der Zuweisungen ist bei den Schlüsselzu­
weisungen nach der mangelnden Steuerkraft, 
der Kommunalen Investitionspauschale sowie 
bei den Sonstigen Zuweisungen an die Stadt- 
und Landkreise, Großen Kreisstädte und Ver­
waltungsgemeinschaften von den Einwohner­
zahlen abhängig. Beim Schullastenausgleich, 
dem Verkehrslastenausgleich, den Zuweisungen 
für die Kinderbetreuung, also bei den Sonder­
lastenausgleichen, spielt die Einwohnerzahl hin­
gegen keine Rolle. Auf diese zweckgebundenen 
Zuweisungen wird hier deshalb nicht weiter ein­

gegangen. Folgend soll der kommunale Finanz­
ausgleich in Bezug auf die Einwohnerzahlen als 
Bemessungsgrundlage für Zuweisungen näher 
erläutert werden. Es wird aufgezeigt, wieviel 
eine Gemeinde pro Einwohner tatsächlich an 
Zuweisungen durch den Einwohnerrückgang 
durch den Zensus verliert.

Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft

Gemeinden erhalten im Rahmen des Finanzaus­
gleichs Leistungen, die nach dem Unterschied 
des Bedarfs und der Steuerkraft der Gemeinde 
berechnet werden. Ist der Bedarf höher als die 
Steuerkraft, erhält die Gemeinde eine Schlüs­
selzuweisung nach der mangelnden Steuerkraft 
und gegebenenfalls Mehrzuweisungen.

Die Steuerkraftmesszahl drückt im kommunalen 
Finanzausgleich eine relativierte Steuerkraft einer 
Gemeinde aus. Zur Steuerkraftmesszahl einer 
Gemeinde zählen die Einnahmen aus der Grund­
steuer A und B, der Gewerbesteuer abzüglich 
Gewerbesteuerumlage, dem Gemeindeanteil an 
der Einkommenssteuer, 80 % des Gemeinde­
anteils an der Umsatzsteuer sowie die Zuwei­
sungen aus dem Familienleistungsausgleich. 
Bei der Ermittlung der Steuerkraftmesszahl der 
Gemeinden geht man zwar zunächst von ihren 
tatsächlichen Realsteuereinnahmen aus, diese 
werden allerdings auf landeseinheitliche Hebe­
sätze umgerechnet. Beim Gemeindeanteil an 
der Einkommenssteuer und dem Familienleis­
tungsausgleich wird der für das laufende Finanz­
ausgleichjahr geltende Einkommensteuerschlüs­
sel zugrunde gelegt. Bei den Steuereinnahmen 

T1
Gemeinden in Baden-Württemberg nach Höhe der Einwohnerzahldifferenz 
zwischen dem Ergebnis des Zensus 2011 und der Bevölkerungsfortschreibung (VZ 87)*) 
und nach Gemeindegröße

Gemeinden mit … bis 
unter … Einwohner

Einwohnerzahländerung

größer als 
2,54 %

2,54 % 
bis 

0,00 %

0,00 % 
bis 

– 2,54 %

kleiner als 
– 2,54 % Gesamt

Anzahl Gemeinden

bis     3 000 29 90 169 50 346

    3 000 –     5 000 5 57 149 28 240

    5 000 –   10 000 1 57 172 35 267

  10 000 –   25 000 0 5 88 83 176

  25 000 –   50 000 0 1 20 29 50

  50 000 – 100 000 0 2 2 9 13

über 100 000 0 0 3 6 9

Insgesamt 35 212 603 240 1 101

Anteile in % 3 19 55 22 100

*) Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Volkszählung 1987.
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ist grundsätzlich das Steueraufkommen des 
zweiten vorangegangenen Jahres maßgebend 
(Übersicht 1).

Der Bedarf einer Gemeinde wird durch eine Be­
darfsmesszahl festgelegt, die sich durch die Mul­
tiplikation der Einwohnerzahl mit einem Kopf­
betrag ergibt. Der Kopfbetrag erhöht sich bei 
Gemeinden mit mehr als 3 000 Einwohner vom 
1,0-fachen bis zu dem 1,86-fachen bei einer Stadt 
mit 600 000 Einwohnern oder mehr (i-Punkt).

Für die Ermittlung der Einwohnerzahl sind die 
Ergebnisse der vom Statistischen Landesamt 
durchgeführten Bevölkerungsfortschreibung 
jeweils zum 30. Juni des Vorjahres bei den Be­
rechnungen im kommunalen Finanzausgleich 
maßgebend. Sonderregelungen gelten für nicht 
meldepflichtige Angehörige der Stationierungs­
streitkräfte, nicht kasernierte Mitglieder der Sta­
tionierungsstreitkräfte, in den zentralen Aufnah­
mestellen für Flüchtlinge und Aussiedler sowie 
für in den Bezirksstellen untergebrachte Personen, 

Aufkommen der Gemeinden x Anrechnungshebesatz / Hebesatz

Grundsteuer A 	 15 939 EUR	 x	 195 / 300	  =	 10 360 EUR

Grundsteuer B 	 8 000 000 EUR	 x	 185 / 300 	  =	 4 933 333 EUR

Gewerbesteuer 	 50 000 000 EUR	 x	 290 / 400 	  =	 36 250 000 EUR

abzüglich Gewerbesteuer-Umlage 	 50 000 000 EUR	 x	 69 / 400 	  =	 8 625 000 EUR

Gemeindeanteil Einkommensteuer 	 4 636 354 948 EUR	 x	 0,0051000	  =	 23 645 410 EUR

Zuweisung nach § 29a FAG 	 414 311 766 EUR	 x	 0,0051000	  =	 2 112 990 EUR

Gemeindeanteil Umsatzsteuer 	 5 000 000 EUR	 x	 80 / 100 	  =	 4 000 000 EUR

Steuerkraftmesszahl 					     62 327 093 EUR

Berechnung der Steuerkraftmesszahl (Beispiel)Ü1

Berechnung des Kopfbetrages

Auszug aus dem Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich
(Finanzausgleichsgesetz – FAG)

Bedarfsmesszahl der Gemeinde, § 7 FAG

(1) Die Bedarfsmesszahl einer Gemeinde wird dadurch ermittelt, dass ihre Einwohnerzahl 
mit einem Kopfbetrag vervielfacht wird.

(2) Der Kopfbetrag beträgt bei Gemeinden mit

1. 	     3 000 oder weniger Einwohnern 100 vom Hundert,

2. 	   10 000 Einwohnern 110 vom Hundert,

3. 	   20 000 Einwohnern 117 vom Hundert,

4. 	   50 000 Einwohnern 125 vom Hundert,

5. 	 100 000 Einwohnern 135 vom Hundert,

6. 	 200 000 Einwohnern 155 vom Hundert

7. 	 500 000 Einwohnern 179 vom Hundert,

8. 	 600 000 oder mehr Einwohnern 186 vom Hundert

eines Grundbetrags, der jährlich durch gemeinsame Rechtsverordnung des Finanz- und Wirt­
schaftsministeriums und des Innenministeriums so festgesetzt wird, dass dem Finanzbedarf 
der Gemeinden angemessen Rechnung getragen wird. 

Für die Gemeinden mit dazwischen liegenden Einwohnerzahlen gelten die entsprechenden 
dazwischen liegenden, auf volle 0,10 Euro nach oben gerundeten Beträge. 
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in Internaten, Heimschulen und Einrichtungen 
der Jugendhilfe wohnende Minderjährige sowie 
für in Einrichtungen der Sozialhilfe wohnende 
Personen bis zum vollendeten 27. Lebensjahr. 
Diese Personengruppen werden zu drei Vierteln 
der Einwohnerzahl hinzugerechnet. Ebenfalls zu 
den Einwohnern zählen Insassen von Justizvoll­
zugsanstalten und Einrichtungen des Maßregel­
vollzugs, wenn diese nicht am Ort der Einrichtung 
mit Hauptwohnsitz gemeldet sind. 

Bis zum Jahr 2013 diente das Ergebnis der Be­
völkerungsfortschreibung zum 30. Juni des Vor­
jahres auf der Basis Volkszählung von 1987 als 
Grundlage im Kommunalen Finanzausgleich 
und sollte anschließend durch das Ergebnis des 
Zensus 2011 abgelöst werden. Aufgrund der 
durch den Zensus 2011 festgestellten Einwoh­
nerzahländerung wurde eine Übergangsregelung 
eingeführt. Diese besagt, dass die Ermittlung 
der Einwohnerzahl im Jahr 2014 zu 50 % nach 
der Bevölkerungsfortschreibung zum 30. Juni 
2012 auf der Grundlage der Volkszählung von 
1987 und zu 50 % nach der Einwohnerzahl zum 
30. Juni 2013 auf Grundlage der Bevölkerungs­
fortschreibung des Zensus 2011 zu erfolgen hat. 
Im Jahr 2015 werden 25 % der Bevölkerungs­
fortschreibung zum 30. Juni 2012 auf der Grund­
lage der Volkszählung von 1987 bei der Ermitt­
lung der Einwohnerzahl berücksichtigt. Diese 
Übergangsregelung dient dazu, die finanziellen 
Auswirkungen des Zensusergebnisses für die 
Gemeinden so gering wie möglich zu halten. 
Erst im Jahr 2016 wird die Einwohnerzahl aus­
schließlich aus der Bevölkerungsfortschreibung 
zum 30. Juni 2015 auf Basis des Zensus 2011 
einbezogen werden.

Ist die Steuerkraftmesszahl der Gemeinde höher 
als die Bedarfsmesszahl, verfügt die Gemeinde 
über ausreichend eigene Steuereinnahmen, um 
ihre Ausgaben zu decken und erhält daher keine 
Zuweisung nach der mangelnden Steuerkraft. 
Diese Gemeinden werden auch abundante Ge­
meinden genannt.

Eine Gemeinde, deren Steuerkraftmesszahl  
zwischen 60 % und 100 % der Bedarfsmesszahl 
liegt, erhält Zuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft in Höhe von 70 % des Unterschieds­
betrags von Steuerkraft und Bedarf (Schlüssel­
zahl). Man spricht von einer „normalen“ Ge­
meinde.

Liegt die Steuerkraftmesszahl unter 60 % der 
Bedarfsmesszahl, handelt es sich um eine be­
sonders finanzschwache Gemeinde. Die Ge­
meinde erhält daher, zusätzlich zur Schlüssel­
zuweisung in Höhe von 70 % der Schlüsselzahl, 
eine Mehrzuweisung. Der Unterschiedsbetrag 
zwischen 60 % der Bedarfsmesszahl und der 

Steuerkraftmesszahl wird damit zu 100 % aus­
geglichen. Diese Gemeinden bezeichnet man 
deshalb als Sockelgarantiegemeinden (Über-
sicht 2).

Kommunale Investitionspauschale

Die Kommunale Investitionspauschale wird zu 
den Schlüsselzuweisungen gezählt. Wie bei den 
Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft ist auch hier die Einwohnerzahl maß­
gebende Berechnungsgrundlage. Die Höhe der 
kommunalen Investitionspauschale ist abhängig 
von der Steuerkraft pro Einwohner im Verhältnis 
zum Landesdurchschnitt. Gemeinden mit einer 
Steuerkraft pro Einwohner, die unter dem Lan­
desdurchschnitt liegt, erhalten dabei mehr Zu­
weisungen pro Einwohner als Gemeinden, deren 
Steuerkraft pro Einwohner über dem Landes­
durchschnitt liegt. 

Sonstige Zuweisungen

Bei den Sonstigen Zuweisungen an die Stadt- 
und Landkreise, Großen Kreisstädte und Ver­
waltungsgemeinschaften nach § 11 FAG handelt 
es sich um Zuweisungen für den Aufwand der 
unteren Verwaltungsbehörden. 

Die Höhe der Zuweisungen beträgt 2014 bei:

�� Stadtkreisen jährlich 18,53 Euro je Einwohner

�� Landkreisen 8,30 Euro je Einwohner der Groß­
en Kreisstädte sowie der Gemeinden, die einer 
Verwaltungsgemeinschaft nach § 17 LVwG 
angehören, 13,72 Euro je Einwohner der üb­
rigen Gemeinden

�� Großen Kreisstädten, die keiner Verwaltungs­
gemeinschaft nach § 17 LVwG angehören, 
8,59 Euro je Einwohner, bei anderen Großen 
Kreisstädten 3,53 Euro je Einwohner

�� Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 LVwG 
5,06 Euro je Einwohner.

Finanzielle Auswirkungen der  
Einwohnerzahländerungen

Der Rückgang der Einwohnerzahlen wirkt sich vor 
allem dadurch aus, dass zunächst der berechnete 
Finanzbedarf sinkt. Zum einen, weil die Gemeinde 
für jeden Einwohner einen bestimmten Kopfbetrag 
erhält und zum anderen, weil die Gemeinde in 
eine kleinere Größenklasse bei der Kopfbetrags­
berechnung eingestuft wird und somit der Kopf­
betrag pro Einwohner niedriger ausfällt als zuvor. 
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Durch den gesunkenen Bedarf verändert sich 
somit die Schlüsselzahl, von der anschließend 
die Schlüsselzuweisung berechnet wird. 

Außerdem muss auch berücksichtigt werden, 
dass die Gemeinden von den erhaltenen Schlüs­
selzuweisungen und Mehrzuweisungen eine 
Finanzausgleichs (FAG)-Umlage sowie eine Kreis­
umlage an das Land bzw. an den Kreis zu ent­
richten haben. Die Abführung dieser Umlagen 
erfolgt zwar erst im zweiten folgenden Jahr, wird 
bei der Betrachtung der finanziellen Auswir­
kungen hier jedoch gleich dargestellt. Die Um­
lagen müssen bei der Berechnung der finanzi­
ellen Auswirkung anteilig berücksichtigt werden, 
da sie die Einnahmen an Schlüsselzuweisungen 
der Gemeinden schmälern. In Übersicht 3 wird 
von einem FAG-Umlagesatz von 24 % ausge­
gangen. Der Kreisumlagesatz wurde mit 32,5 % 
festgelegt.

Die Schlüsselmasse bleibt gleich, auch bei 
geänderten Einwohnerzahlen

Die vom Land zu verteilende Schlüsselmasse, 
aus der die Schlüsselzuweisungen finanziert 
werden, bleibt trotz der Einwohnerzahländerung 
gleich hoch und muss vollständig verbraucht 

werden. Dadurch muss der Kopfbetrag, den die 
Gemeinden pro Einwohner erhalten, geändert 
werden, wenn sich die Einwohnerzahlen ändern. 
Geht man von einem durchschnittlichen Ein­
wohnerzahlrückgang aller Gemeinden von 2,5 % 
aus, würden sich die finanziellen Auswirkungen 
ausgleichen, wenn der Grundkopfbetrag um 
rund 35 Euro angehoben wird.

Unterstellt man einen gleichmäßigen Rückgang 
der Einwohnerzahlen aller Gemeinden, wäre  
die finanzielle Auswirkung durch den Verlust 
von Einwohnern somit bei allen Gemeinden 
gleich Null. Da es aber Gemeinden gibt, die einen 
überdurchschnittlichen Rückgang beziehungs­
weise eine überdurchschnittliche Zunahme der  
Einwohnerzahlen aufweisen, ergeben sich Un­
terschiede. Während Gemeinden mit einem über­
durchschnittlichen Rückgang weniger Zuwei­
sungen als zuvor erhalten, bekommen 
Gemeinden mit einem unterdurchschnittlichen 
Rückgang mehr Zuweisungen als vorher.

Die finanzielle Auswirkung einer um 5 % gesun­
kenen Einwohnerzahl einer Gemeinde mit 3 000 
Einwohnern reduziert sich durch den Ausgleichs­
mechanismus des kommunalen Finanzausgleichs 
auf rund 13 % des Kopfbetrags je verlorenem 
Einwohner und Jahr. Dementsprechend gering 
ist damit die finanzielle Auswirkung durch den 
Einwohnerzahlrückgang (Tabelle 2).

Fazit 

Die Einwohnerzahl als Bemessungsgrundlage 
entfaltet ihre Wirkung bei den Leistungen im 
kommunalen Finanzausgleich hauptsächlich bei 
den Schlüsselzuweisungen nach der mangeln­
den Steuerkraft und den Mehrzuweisungen an 
die Kommunen. Durch die konstante Finanz­
masse, die verteilt wird, und die Methode der 
Berechnung dieser Zuweisungen zieht eine Ver­
änderung der Bemessungsgrundlage Einwohner, 
die sich auf alle Gemeinden prozentual gleich 
erstreckt, keine Änderung der Schlüsselzuwei­
sungen nach der mangelnden Steuerkraft oder 
der Mehrzuweisungen nach sich. Das bedeutet, 
dass der Rückgang der Einwohnerzahl durch 
den Zensus bei Gemeinden, bei denen die Be­
völkerungszahl nicht mehr als im Durchschnitt 
abgenommen hat, keine Verschlechterung der 
Schlüsselzuweisungen zur Folge hat. Gemein­
den, deren Einwohnerzahl sich durch den Zensus 
positiver als der durchschnittliche Rückgang von 
2,54 % änderte, können eine finanzielle Ver­
besserung der Leistungen im kommunalen 
Finanzausgleich erwarten. Nur Gemeinden, deren 
Zensusergebnis einen überdurchschnittlichen 
Rückgang erbrachte, müssen ein Weniger an 
Schlüsselzuweisungen verkraften. 

Kopfbetrag	 1 200 EUR

Schlüsselzuweisungen (70 % der Schlüsselzahl)	 840 EUR

 = Schlüsselzuweisung brutto	 840 EUR

abzüglich FAG-Umlage anteilig	  202 EUR

abzüglich Kreisumlage anteilig	  273 EUR

 = finanzielle Auswirkung	 365 EUR

finanzielle Auswirkung in % des Kopfbetrags	 30 %

Minderung des Kopfbetrags durch die FAG- und Kreisumlage 
(Beispiel)Ü3

Kopfbetrag	 1 136 EUR

Einwohner nach § 39 Abs. 36 FAG	 3 000 EW

Bedarfsmesszahl (Einwohner x Kopfbetrag)	 3 408 000 EUR

abzüglich Steuerkraftmesszahl	 1 800 000 EUR

 = Schlüsselzahl	  1 608 000 EUR

Schlüsselzuweisungen (70 % der Schlüsselzahl)	 1 125 600 EUR

Mehrzuweisungen	 73 440 EUR

	 1 199 040 EUR

Schlüsselzuweisungen und Mehrzuweisungen 
einer Sockelgarantiegemeinde (Beispiel)Ü2
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Dieser finanzielle Verlust ist aber weit geringer 
als man zunächst annehmen könnte. Er beläuft 
sich bei einem Einwohnerverlust von 3 % auf 
ein Hundertstel des Kopfbetrags, bei einem Rück­
gang von 5 % auf 13 % (16 % bei Sockelgarantie­
gemeinden) des Kopfbetrags und bei einem 
Minus von 8 % auf 19 % (25 % bei Sockelgarantie­
gemeinden) des Kopfbetrags jeweils bezogen 
auf die Anzahl der verlorenen Einwohner. Diese 
Auswirkung hat seinen Grund auch darin, dass 
von den erhaltenen Schlüsselzuweisungen nach 
der mangelnden Steuerkraft und den Mehrzu­
weisungen im Zweitfolgejahr FAG- und Kreisum­
lage entrichtet werden müssen.

Durch eine Übergangsregelung bezüglich der 
Berücksichtigung der Einwohner im kommunalen 
Finanzausgleich tritt die finanzielle Auswirkung 
im Jahr 2014 zur Hälfte und 2015 zu drei Vierteln 
ein. Erst ab dem Jahr 2016 wird alleinig die Be­
völkerungsfortschreibung auf der Grundlage des 
Zensus 2011 einbezogen. 

T2 Finanzielle Auswirkung pro Einwohner durch den Zensus 2011

Merkmal Einheit

Einwohnerzahl

 ohne Berück-
sichtigung 

Zensus 
– 3 % – 5 % – 8 %

Kopfbetrag / Grundkopfbetrag EUR 1 154 1 189 1 189 1 189 

Einwohnerzahl Anzahl 3 000 2 910 2 850 2 760 

Sockelgarantiegemeinde

Bedarfsmesszahl EUR 3 462 000 3 459 990 3 388 650 3 281 640 

./. Steuerkraftmesszahl " 1 800 000 1 800 000 1 800 000 1 800 000 

= Schlüsselzahl " 1 662 000 1 659 990 1 588 650 1 481 640 

Schlüsselzuweisung 70 % EUR 1 163 400 1 161 993 1 112 055 1 037 148 

Mehrzuweisung " 83 160 82 798 69 957 50 695 

= Schlüsselzuweisung brutto " 1 246 560 1 244 791 1 182 012 1 087 843 

Schlüsselzuweisungen EUR 1 246 560 1 244 791 1 182 012 1 087 843 

./. FAG-Umlage anteilig " 275 490 275 099 261 225 240 413 

./. Kreisumlage anteilig " 405 132 404 557 384 154 353 549 

= finanzielle Auswirkung EUR 565 938 565 135 536 633 493 881 

Unterschied zum Ergebnis ohne Zensus " – 803 – 29 305 – 72 057 

pro verlorenem Einwohner " – 9 – 195 – 300 

pro verlorenem Einwohner (Anteil vom Kopfbetrag) % – 1 – 16 – 25 

"Normale" Gemeinde

Bedarfsmesszahl EUR 3 462 000 3 459 990 3 388 650 3 281 640 

./. Steuerkraftmesszahl " 3 000 000 3 000 000 3 000 000 3 000 000 

= Schlüsselzahl " 462 000 459 990 388 650 281 640 

Schlüsselzuweisung 70 % EUR 323 400 321 993 272 055 197 148 

Schlüsselzuweisungen EUR 323 400 321 993 272 055 197 148 

./. FAG-Umlage anteilig " 77 616 77 278 65 293 47 316 

./. Kreisumlage anteilig " 105 105 104 648 88 418 64 073 

= finanzielle Auswirkung EUR 140 679 140 067 118 344 85 759 

Unterschied zum Ergebnis ohne Zensus " – 612 – 22 335 – 54 920 

pro verlorenem Einwohner " – 7 – 149 – 229 

pro verlorenem Einwohner (Anteil vom Kopfbetrag) % – 1 – 13 – 19 

Weitere Auskünfte erteilt 
Karl-Georg Wiedmann, Telefon 0711/641-27 63, 
Karl-Georg.Wiedmann@stala.bwl.de


